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er mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Ver­
urteilung auf Bewährung bestraft.

(3) Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit ist abzusehen, wenn die Begünstigung einem 
nahen Angehörigen gewährt wird, um ihn der Strafver­
folgung zu entziehen.

§234
Hehlerei

(1) Wer seines Vorteils wegen Gegenstände, von 
denen er weiß oder von denen er nach den ihm bekann­
ten Umständen annehmen muß, daß sie durch eine mit 
Strafe bedrohte Handlung erlangt sind, erwirbt, in son­
stiger Weise an sich bringt oder seines Vorteils wegen 
beim Absatz solcher Sachen mitwirkt, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung 
auf Bewährung oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Hat der Täter die Straftat wiederholt oder mit 
anderen gemeinschaftlich begangen oder sind ihm die 
Umstände bekannt, nach denen die Vortat als Verbre­
chen zu beurteilen ist, wird er mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung 
bestraft.

(3) Der Versuch ist strafbar.

§235
Gefangenenbefreiung:

(1) Wer eine vorläufig festgenommene oder auf 
Grund gerichtlicher Entscheidung in staatlichem Ge­
wahrsam befindliche Person aus einer Vollzugsanstalt 
oder einer anderen zur Unterbringung bestimmten 
staatlichen Einrichtung oder aus der Bewachung oder 
Beaufsichtigung der damit Beauftragten befreit oder 
ihr beim Entweichen behilflich ist, wird mit Freiheits­
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf 
Bewährung bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.
§236

Gefangenenmeuterei
(1) Ein Inhaftierter, der sich mit einem oder mehre­

ren Inhaftierten mit dem Ziel zusammenschließt, den 
mit der Bewachung oder Beaufsichtigung Beauftragten 
Widerstand zu leisten, sie tätlich anzugreifen oder zu 
nötigen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Rädelsführer werden mit Freiheitsstrafe von zwei 

bis zu zehn Jahren bestraft.
§237

Entweichen aus gerichtlich angeordnetem 
Freiheitsentzug

(1) Ein Verurteilter, der durch Flucht aus einer Straf­
vollzugseinrichtung oder aus der Bewachung oder Be­
aufsichtigung der damit Beauftragten den Vollzug eines 
gerichtlich angeordneten Freiheitsentzuges verhindert, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.

(2) Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit kann abgesehen werden, wenn sich der 
Täter den Sicherheitsorganen freiwillig stellt.

§238
Verletzung einer Aufenthaltsbeschränkung oder 

eines Tätigkeitsverbots
(1) Wer böswillig sich einer durch das Gericht aus­

gesprochenen Aufenthaltsbeschränkung entzieht oder 
Erziehungs- und Kontrollmaßnahmen nach den §§ 47,

48 verletzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Verurteilung auf Bewährung oder mit Geld­
strafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein durch das Gericht 
ausgesprochenes Tätigkeitsverbot schwerwiegend miß­
achtet.
A n m e r k u n g :
Andere Zuwiderhandlungen gegen ein Tätigkeitsver­
bot können als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden.

§239
Schwerer Gewahrsamsbruch

Wer
1. beschlagnahmte, gepfändete oder in amtlichem Ge­

wahrsam befindliche Sachen unbefugt vernichtet, 
beschädigt oder beiseite schafft;

2. unbefugt ein Siegel, das im Auftrag eines staat­
lichen Organs angelegt wurde, bricht oder ablöst,

um einen, erheblichen Nachteil zu verursachen, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Ver­
urteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffent­
lichem Tadel bestraft oder von einem gesellschaftlichen 
Organ der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen.

I A n m e r k u n g :
Gewahrsamsbruch ohne die genannten Folgen kann 

I als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden.

§240
Urkundenfälschung

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine un­
echte Urkunde herstellt, eine echte Urkunde verfälscht 
oder von einer unechten oder verfälschten Urkunde 
Gebrauch macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geld­
strafe oder mit öffentlichem Tadel bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Eine echte Urkunde ist eine schriftliche oder in 

anderer Form aufgezeichnete Erklärung, die in Aus­
übung dienstlicher oder sonstiger beruflicher Befug­
nisse oder in Wahrnehmung persönlicher Rechte und 
Pflichten ausgestellt wurde und Rechte und Pflichten 
begründet, ändert, aufhebt oder die rechtserhebliche 
Tatsache beweist und ihren Aussteller erkennen läßt.

§241
Urkundenvernichtung

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine Ur­
kunde vernichtet, beschädigt, zurückhält oder beiseite 
schafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder 
mit öffentlichem Tadel bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§242
Falschbeurkundung

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine Ur­
kunde eines Staats- oder Wirtschaftsorgans, einer ge­
sellschaftlichen Institution, eines Notars oder einer 
gesellschaftlichen Organisation (öffentliche Urkunde) 
zum Beweis rechtserheblicher Tatsachen inhaltlich 
falsch herstcllt, diese Herstellung bewirkt oder von 
einer solchen Urkunde mit falschem Inhalt Gebrauch 
macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder 
mit öffentlichem Tadel bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.


